
 

Stellungnahme der Bundessteuerberaterkammer 

vom 15. Juni 2026 

zum Entwurf technischer Regulierungsstandards gemäß Artikel 16 Absatz 4  

und Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1624 (EU-GwVO) 

 

Der RTS-Entwurf konkretisiert die in der EU-GwVO vorgesehenen gruppenweiten Anforderungen 

zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie die zusätzlichen Maßnah-

men und Aufsichtsmaßnahmen für Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen in Drittländern. 

Er legt insbesondere Mindestanforderungen an gruppenweite Richtlinien, Verfahren und Kontrol-

len, Vorgaben für den Informationsaustausch innerhalb einer Gruppe sowie Kriterien zur Bestim-

mung des Mutterunternehmens in der Union und zur Anwendung gruppenweiter Anforderungen 

auf andere Strukturen als Gruppen fest. 

 

 

Vorbemerkung der BStBK: 
 

Die BStBK unterstützt das Ziel einer wirksamen Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-

nanzierung. Die RTS sollten jedoch die Besonderheiten Freier Berufe, insbesondere die berufs-

rechtliche Unabhängigkeit, die Verschwiegenheitspflichten und den Verhältnismäßigkeitsgrund-

satz, stärker berücksichtigen. 

 

 

Frage 1:  

Haben Sie Anmerkungen zu den in Artikel 2 aufgeführten Begriffsbestimmungen? 

 

Antwort der BStBK: 

 

Die BStBK sieht hinsichtlich der vorgeschlagenen Begriffsbestimmungen teilweise Änderungsbe-

darf. 

 

Insbesondere die Definitionen der Begriffe „Struktur“, „Netzwerk“ und „gemeinsame Compliance-

Kontrolle“ sind zu weit gefasst und führen zu erheblichen Rechtsunsicherheiten für den steuerbe-

ratenden Berufsstand. 

 

Darüber hinaus erscheint die Verwendung des Begriffs „Partnerschaft“ erläuterungsbedürftig. Im 

deutschen Recht bezeichnet die Partnerschaft (§§ 1 ff. PartGG) eine gesetzlich geregelte 
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Rechtsform für Angehörige Freier Berufe. Die in Artikel 2 Nummer 4 RTS verwendete Definition 

knüpft hingegen an funktionale Kooperationsformen an und weicht damit von dem im deutschen 

Gesellschaftsrecht etablierten Begriffsverständnis ab. 

 

Dies wird zu erheblichen Auslegungsunsicherheiten führen. Es sollte daher klargestellt werden, 

dass der Begriff „Partnership“ i. S. d. RTS nicht mit der deutschen Partnerschaftsgesellschaft 

gleichzusetzen ist. Zudem sollte der Begriff im RTS legaldefiniert werden. 

 

Der RTS verfolgt ausdrücklich das Ziel, gruppenweite Anforderungen auch auf Netzwerke, Part-

nerschaften und andere Strukturen anzuwenden. Gleichzeitig erfassen die Definitionen des Arti-

kels 2 bereits Konstellationen, in denen gemeinsame Compliance-Richtlinien, gemeinsame Ge-

schäftsstrategien oder eine gemeinsame Marke bestehen. Erwägungsgrund 24 bestätigt zudem, 

dass sich die gemeinsame Compliance-Kontrolle nicht auf AML/CFT-Compliance beschränken 

soll, sondern auch andere Compliance-Bereiche erfassen kann. Dies steht in einem Spannungs-

verhältnis zum Leitbild der eigenverantwortlichen und unabhängigen Berufsausübung gem. § 57 

Abs. 1 StBerG. Steuerberater bleiben auch innerhalb von Kooperationen, Netzwerken oder Berufs-

ausübungsgesellschaften (BAGen) grundsätzlich eigenständig und eigenverantwortlich für die 

Wahrnehmung ihrer gesetzlichen und berufsrechtlichen Pflichten verantwortlich. Gemeinsame 

Qualitäts- oder Compliance-Standards dürfen daher nicht ohne Weiteres einer konzernähnlichen 

Steuerungs- oder Kontrollstruktur gleichgesetzt werden. 

 

Zwar stellt Erwägungsgrund 27 des RTS-Entwurfs klar, dass reine Kooperationsvereinbarungen, 

Wissensaustausch, Kundenempfehlungen, die Nutzung gemeinsamer technischer Instrumente 

oder die bloße Verwendung eines gemeinsamen Namens grundsätzlich nicht in den Anwendungs-

bereich fallen sollen. Gleichwohl verbleiben erhebliche Auslegungsrisiken, da die Definitionen in 

Artikel 2 weiterhin sehr weit gefasst sind und insbesondere die Begriffe „gemeinsame Compliance-

Kontrolle“, „Netzwerk“ und „Partnerschaft“ nicht hinreichend voneinander abgegrenzt werden. 

 

Unsere Änderungsvorschläge: 
 

In Artikel 2 Nummer 2 wird nach Buchstabe c folgender Satz eingefügt: 

 

„Eine Struktur liegt nicht vor, wenn die Zusammenarbeit ausschließlich dem fachlichen Austausch, 

der Fortbildung, der Qualitätssicherung, dem Marketing, der Nutzung gemeinsamer technischer 
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Systeme, der Mandatsvermittlung oder der Verwendung eines gemeinsamen Namens dient und 

keine verbindlichen AML/CFT-bezogenen Steuerungs- oder Kontrollbefugnisse bestehen.“ 

 

Artikel 2 Nummer 3 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

 

„… oder verbindliche AML/CFT-Richtlinien, -Verfahren oder -Kontrollen anwendet, deren Umset-

zung durch eine zentrale Stelle überwacht oder durchgesetzt wird …“ 

 

Zusätzlich wird eingefügt: 

 

„Die bloße Verwendung einer gemeinsamen Marke, eines gemeinsamen Namens oder gemein-

samer Qualitätsstandards begründet für sich allein kein Netzwerk i. S. dieser Verordnung.“ 

 

Frage 2: 
Halten Sie die in Artikel 3 des Entwurfs der RTS aufgeführten Mindestanforderungen in Be-
zug auf interne Richtlinien, Verfahren und Kontrollen für ausreichend und klar? Falls nicht, 
könnten Sie bitte angeben, welche weiteren Anforderungen oder Klarstellungen Ihrer Mei-
nung nach hinzugefügt und/oder überarbeitet werden sollten? 
 

Antwort der BStBK: 
 

Aus der Sicht der BStBK berücksichtigen die vorgeschlagenen Anforderungen die Besonderheiten 

des Nichtfinanzsektors nicht ausreichend. 

 

Artikel 3 orientiert sich erkennbar an Konzernstrukturen des Finanzsektors. Die Vorschrift verlangt 

u. a. eine Organisations- und Koordinierungsstruktur auf Gruppenebene, regelmäßige gruppen-

weite Informationsflüsse und umfassende gruppenweite Risikobewertungen. Für Steuerberater-

netzwerke und BAGen führt dies zu erheblichen organisatorischen und administrativen Belastun-

gen. Gleichzeitig verbleibt die berufsrechtliche Verantwortung beim einzelnen Berufsträger. 

 

Besonders kritisch ist dies für kleine und mittlere Steuerberatungskanzleien sowie Einzelpraxen. 

Die vorgeschlagenen Anforderungen orientieren sich erkennbar an zentral gesteuerten Konzern-

strukturen des Finanzsektors. Für kleinere Verpflichtete bestehen regelmäßig weder gruppenweite 

Compliance-Strukturen noch eigenständige Kontrollfunktionen. Der RTS sollte daher ausdrücklich 

vereinfachte Anforderungen für kleine Verpflichtete vorsehen und den Aufsichtsbehörden ermögli-

chen, diese von einzelnen gruppenweiten Verpflichtungen auszunehmen, sofern Art, Umfang und 

Risikoprofil der Tätigkeit dies rechtfertigen. 
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Unsere Änderungsvorschläge: 
 

In Artikel 3 Absatz 1 wird nach dem letzten Unterabsatz eingefügt: 

 

„Bei Verpflichteten des Nichtfinanzsektors sind Umfang und Intensität der gruppenweiten Richtli-

nien, Verfahren und Kontrollen unter Berücksichtigung der Größe, Struktur, Komplexität, Risikolage 

und berufsrechtlichen Organisation der jeweiligen Struktur festzulegen.“ 

 

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a wird wie folgt ergänzt: 

 

„Die Einrichtung einer solchen Struktur begründet keine Weisungsbefugnis hinsichtlich der unab-

hängigen Berufsausübung oder der individuellen berufsrechtlichen Verantwortlichkeit der beteilig-

ten verpflichteten Unternehmen.“ 

 

Zudem sollte folgender Unterabsatz ergänzt werden: 

 

„Bei kleinen Verpflichteten i. S. d. Verordnung sind die gruppenweiten Richtlinien, Verfahren und 

Kontrollen in vereinfachter Form auszugestalten. Die Aufsichtsbehörden können Befreiungen von 

einzelnen gruppenweiten Anforderungen zulassen, sofern Art, Umfang und Risikoprofil der Tätig-

keit dies rechtfertigen.“ 

 

Frage 3:  
Sehen Sie operative oder rechtliche Herausforderungen, einschließlich solcher im Zusam-
menhang mit dem Anwaltsgeheimnis, bei der Umsetzung der Bestimmungen zum Informa-
tionsaustausch innerhalb von Unternehmen einer Gruppe? Wenn ja, könnten Sie bitte an-
geben, welche? Sehen Sie operative oder rechtliche Herausforderungen bei der Sicherstel-
lung, dass der Informationsaustausch aus Drittländern und in Drittländer innerhalb von Un-
ternehmen einer Gruppe den regulatorischen Standards in der Union entspricht? Haben Sie 
Vorschläge, wie dies operativ oder rechtlich besser gestaltet werden könnte? 
 

Antwort der BStBK: 
 

Ja, die BStBK sieht erhebliche Herausforderungen bei der Umsetzung. 

 

Die Herausforderungen betreffen insbesondere den steuerberatenden Berufsstand, da die Aus-

übung des Berufs auf den Grundsätzen der Unabhängigkeit, Eigenverantwortlichkeit und Ver-

schwiegenheit beruht. 
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I. Rechtliche Herausforderungen: 
 

1. Spannungsverhältnis zu den berufsrechtlichen Grundpflichten des Steuerberaters 
 

Steuerberater sind gemäß § 57 Abs. 1 StBerG verpflichtet, ihren Beruf unabhängig, eigenverant-

wortlich, gewissenhaft und verschwiegen auszuüben. Die Verschwiegenheitspflicht gehört dabei 

zu den tragenden Grundprinzipien des Berufsrechts. Sie schützt das besondere Vertrauensverhält-

nis zwischen Steuerberater und Mandant und ist Voraussetzung für eine funktionierende Steuer-

rechtspflege. 

 

Artikel 4 RTS sieht einen umfassenden Austausch von Informationen über Kunden, wirtschaftlich 

Berechtigte, Vermögens- und Mittelherkunft, Eigentumsstrukturen, Risikobewertungen sowie 

Dienstleistungen und Tätigkeiten vor. Diese Informationen betreffen regelmäßig unmittelbar das 

Mandatsverhältnis zwischen Steuerberater und Mandant. 

 

Der RTS enthält jedoch keine ausdrückliche Regelung dazu, wie die vorgesehenen Informations-

austauschpflichten mit den berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten der Steuerberater in Ein-

klang zu bringen sind. Dies schafft erhebliche Rechtsunsicherheit. 

 

2. Besonderheiten von Steuerberaternetzwerken 
 

Besonders problematisch ist die vorgesehene Anwendung gruppenweiter Anforderungen auf Netz-

werke und vergleichbare Strukturen. 

 

Anders als bei Unternehmensgruppen oder Finanzkonzernen bestehen in Steuerberaternetzwer-

ken regelmäßig keine gemeinsamen Mandate, keine einheitliche Geschäftsleitung und keine kon-

zernrechtlichen Weisungsstrukturen. 

 

Die einzelnen Kanzleien bleiben rechtlich und berufsrechtlich selbstständig. 

 

Auch wenn gemeinsame Qualitätsstandards, Fortbildungsangebote, IT-Systeme oder Markenauf-

tritte bestehen, führt dies nicht dazu, dass Mandanteninformationen innerhalb des Netzwerks frei 

ausgetauscht werden dürfen. 

 

Die Übertragung konzerninterner Informationsaustauschmechanismen auf solche Strukturen be-

rücksichtigt die berufsrechtliche Stellung des Steuerberaters nicht ausreichend. 
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3. Strafrechtliche Risiken 
 

Neben den berufsrechtlichen Pflichten bestehen strafrechtliche Risiken. 

 

Der RTS-Entwurf erkennt zwar an, dass Informationen, die dem Berufsgeheimnis unterliegen, be-

sonderen Beschränkungen unterliegen können. Gleichwohl bleibt unklar, in welchem Umfang die 

vorgesehenen Informationsaustauschpflichten für Angehörige rechts- und steuerberatender Berufe 

eine hinreichende Offenbarungsbefugnis i. S. d. nationalen Strafrechts begründen. Dies sollte aus-

drücklich klargestellt werden, um Rechtsunsicherheiten bei der praktischen Umsetzung der Infor-

mationsaustauschpflichten zu vermeiden. 

 

II. Operative Herausforderungen 
 

1. Abgrenzung zulässiger und unzulässiger Informationen 
 

In der Praxis wird die Abgrenzung besonders schwierig sein. 

 

Steuerberater müssten fortlaufend prüfen, 

 

• welche Informationen AML-relevant sind, 

• welche Informationen dem Berufsgeheimnis unterliegen, 

• ob die Weitergabe für AML/CFT-Zwecke tatsächlich erforderlich ist, 

• welche Informationen innerhalb eines Netzwerks oder einer Struktur weitergegeben werden 

dürfen. 

 

Dies verursacht erhebliche zusätzliche Prüfungs- und Dokumentationspflichten. 
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2. Unterschiedliche Berufsrechtsordnungen in Drittländern 
 

Internationale Steuerberaternetzwerke umfassen auch Mitgliedskanzleien außerhalb der Europäi-

schen Union. 

 

Diese unterliegen häufig eigenen berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten sowie daten-

schutzrechtlichen Vorgaben. 

 

Die beteiligten Kanzleien können dadurch in einen Konflikt zwischen den Informationsaustausch-

pflichten des RTS und den berufsrechtlichen Vorgaben des jeweiligen Drittstaates geraten. 

 

3. Unverhältnismäßiger Aufwand für kleine und mittlere Kanzleien 
 

Die vorgesehenen Informationsaustauschprozesse setzen komplexe technische und organisatori-

sche Maßnahmen voraus. 

 

Während größere internationale Netzwerke hierfür eigene Compliance-Strukturen vorhalten kön-

nen, stellt dies insbesondere für kleinere und mittlere Steuerberatungsgesellschaften einen erheb-

lichen organisatorischen und finanziellen Aufwand dar. 

 

Unsere Änderungsvorschläge:  
 

Die BStBK schlägt folgende Klarstellungen vor: 

 

Einfügen eines neuen Artikel 4 Absatz 1a: 

 

„Bei Steuerberatern, Steuerbevollmächtigten und Steuerberatungsgesellschaften erfolgt der Infor-

mationsaustausch unter Beachtung der in der Verordnung (EU) 2024/1624 vorgesehenen Ausnah-

men und Beschränkungen für berufliche Geheimnisträger sowie unter Wahrung der nach nationa-

lem Recht geschützten Berufsgeheimnisse, soweit diese mit dem Unionsrecht vereinbar sind.“ 

 

Ergänzung von Erwägungsgrund 10: 

 

„Bei Angehörigen der steuerberatenden Berufe ist sicherzustellen, dass die Anwendung dieser 

Verordnung nicht zu einer Offenlegung mandatsbezogener Informationen führt, die den berufs-

rechtlichen Verschwiegenheitspflichten unterliegen.“ 
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Ergänzung von Artikel 4: 

 

„Die Zugehörigkeit zu einem Netzwerk, einer Partnerschaft oder einer vergleichbaren Struktur be-

gründet für sich genommen keine Verpflichtung zur Weitergabe mandatsbezogener Informatio-

nen.“ 

 

Begründung der Änderungsvorschläge 
 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen schaffen Rechtssicherheit für Steuerberater und Steuerbera-

tungsgesellschaften und tragen den Besonderheiten des steuerberatenden Berufsrechts Rech-

nung. 

 

Zugleich bleibt die Möglichkeit erhalten, AML/CFT-relevante Informationen dort auszutauschen, wo 

dies unionsrechtlich zulässig und zur wirksamen Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-

nanzierung erforderlich ist. 

 

Dadurch wird ein angemessener Ausgleich zwischen den Zielen der Geldwäscheprävention und 

den berufsrechtlichen Grundpflichten des Steuerberaters hergestellt. 

 

Frage 4:  
Sehen Sie operative oder rechtliche Herausforderungen bei der Umsetzung der Mindest-
maßnahmen und zusätzlichen Maßnahmen vor, die gem. Abschnitt 4 des Entwurfs der RTS 
erforderlich sind, wenn das Recht eines Drittlandes die Anwendung gruppenweiter 
AML/CFT-Richtlinien, -Verfahren und -Kontrollen einschränkt? Falls ja, beschreiben Sie bitte 
die Herausforderungen und nennen Sie praktische Beispiele. 
 

Antwort der BStBK: 
 

Ja. Die BStBK sieht erhebliche rechtliche und praktische Herausforderungen bei der Umsetzung 

der in Abschnitt 4 des RTS vorgesehenen Mindestmaßnahmen und zusätzlichen Maßnahmen, 

wenn das Recht eines Drittlandes die Anwendung gruppenweiter AML/CFT-Richtlinien, -Verfahren 

und -Kontrollen einschränkt. 

 

Besondere Herausforderungen ergeben sich für Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steu-

erberatungsgesellschaften, die über Niederlassungen oder Kooperationen in Drittstaaten verfügen 

oder Teil internationaler Netzwerke sind. 
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In zahlreichen Drittstaaten bestehen eigenständige berufsrechtliche Verschwiegenheitspflichten, 

Datenschutzvorschriften oder sonstige gesetzliche Geheimhaltungspflichten. Diese können die 

Weitergabe von Informationen an andere Unternehmen einer Gruppe oder Struktur sowie an Auf-

sichtsbehörden in der Union einschränken oder ausschließen. 

 

Hierdurch können rechtliche Normkonflikte entstehen. Betroffene Berufsträger können gleichzeitig 

verpflichtet sein, 

 

• die Anforderungen der Verordnung (EU) 2024/1624 und der RTS einzuhalten, 

• die berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten ihres Sitzstaates zu beachten, 

• datenschutzrechtliche Vorgaben des Drittstaates einzuhalten und 

• nationale Beschränkungen hinsichtlich der Offenlegung mandatsbezogener Informationen zu 

beachten. 

 

In diesen Fällen kann die Erfüllung einer Verpflichtung zur Verletzung einer anderen Verpflichtung 

führen. Zusätzliche organisatorische Maßnahmen können solche Konflikte nicht stets auflösen. 

 

Praktische Beispiele können insbesondere sein: 

 

• Drittstaatliche Berufsrechtsordnungen, die die Weitergabe mandatsbezogener Informationen an 

ausländische Stellen oder Netzwerkpartner untersagen; 

• Datenschutzvorschriften, die die Übermittlung personenbezogener Daten an Unternehmen in-

nerhalb einer Gruppe oder Struktur außerhalb des Drittstaates beschränken; 

• nationale Geheimhaltungsvorschriften, die eine Offenlegung von Informationen über wirtschaft-

lich Berechtigte, Vermögensverhältnisse oder Mandatsinhalte untersagen. 

 

In solchen Fällen können die in den RTS vorgesehenen Maßnahmen nur eingeschränkt oder gar 

nicht umgesetzt werden. 

 

Unsere Änderungsvorschläge: 
 

Ergänzung eines Erwägungsgrundes: 
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„Bei der Beurteilung rechtlicher Hindernisse in Drittstaaten sind berufsrechtliche Verschwiegen-

heitspflichten, gesetzliche Geheimhaltungspflichten und datenschutzrechtliche Beschränkungen 

als eigenständige rechtliche Grenzen zu berücksichtigen.“ 

 

Artikel 10 sollte wie folgt ergänzt werden: 

 

„Bei der Bewertung rechtlicher Beschränkungen oder Verbote nach diesem Artikel sind berufs-

rechtliche Verschwiegenheitspflichten, Berufsgeheimnisse sowie sonstige gesetzliche Geheimhal-

tungspflichten als eigenständige rechtliche Hindernisse zu berücksichtigen.“ 

 

Artikel 13 sollte wie folgt ergänzt werden: 

 

„Bei der Beurteilung der Angemessenheit zusätzlicher Maßnahmen ist zu berücksichtigen, ob be-

stehende rechtliche Hindernisse auf zwingenden gesetzlichen oder berufsrechtlichen Vorgaben 

beruhen und von dem verpflichteten Unternehmen nicht beeinflusst werden können.“ 

 

Frage 5:  
Sehen Sie Herausforderungen bei der Anwendung der Bestimmungen zum Informations-
austausch innerhalb der Gruppe, wenn das Recht eines Drittlandes den Zugang zu, die Ver-
arbeitung oder den Austausch von Informationen für AML/CFT-Zwecke einschränkt (Artikel 
12 und 13 des Entwurfs der RTS)? Falls ja, erläutern Sie dies bitte. 
 

Antwort der BStBK: 
 

Ja. Die BStBK sieht erhebliche Herausforderungen bei der Anwendung der Artikel 12 und 13 des 

RTS-Entwurfs. 

 

Die Vorschriften gehen davon aus, dass bestehende rechtliche Hindernisse identifiziert, bewertet 

und soweit möglich durch geeignete Maßnahmen überwunden werden können. Für den steuerbe-

ratenden Berufsstand bestehen jedoch Situationen, in denen ein Informationsaustausch rechtlich 

nicht oder nur eingeschränkt zulässig ist. 

 

1. Berufsrechtliche Verschwiegenheitspflichten als Grenze des Informationsaustauschs 
 

Die Verschwiegenheitspflicht gem. § 57 Abs. 1 StBerG gehört zu den grundlegenden Berufspflich-

ten des Steuerberaters. Entsprechende Berufsgeheimnisse bestehen auch in zahlreichen Dritt-

staaten. 
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Diese Verpflichtungen stellen nicht lediglich praktische Hindernisse des Informationsaustauschs 

dar, sondern rechtliche Grenzen, die bei der Anwendung der Artikel 12 und 13 berücksichtigt wer-

den müssen. 

 

Der RTS sollte ausdrücklich klarstellen, dass rechtlich geschützte Berufsgeheimnisse bei der Be-

urteilung der Zulässigkeit und Angemessenheit von Informationsaustauschmaßnahmen zu berück-

sichtigen sind. 

 

2. Problematik der Kundeneinwilligung 
 

Der RTS geht davon aus, dass rechtliche Hindernisse u. a. durch die Einholung einer Einwilligung 

des Kunden oder wirtschaftlich Berechtigten überwunden werden können. 

 

Insbesondere bei Angehörigen Freier Berufe erscheint jedoch zweifelhaft, ob die Einholung einer 

Einwilligung als Regelfall zur Überwindung berufsrechtlicher Geheimhaltungspflichten geeignet ist. 

Das Vertrauensverhältnis zwischen Berufsträger und Mandant könnte beeinträchtigt werden, wenn 

die Erteilung einer Einwilligung faktisch Voraussetzung für die Mandatsannahme oder Mandats-

fortführung wird. 

 

Die Einwilligung sollte daher lediglich als ergänzende Ausnahmeoption und nicht als vorrangiges 

Instrument zur Lösung rechtlicher Hindernisse betrachtet werden. 

 

3. Laufende Bewertung ausländischer Rechtsordnungen 
 

Die Artikel 12 und 13 setzen voraus, dass verpflichtete Unternehmen fortlaufend beurteilen können, 

ob und in welchem Umfang das Recht eines Drittstaates den Zugang zu, die Verarbeitung oder die 

Weitergabe von Informationen beschränkt. 

 

Für viele Steuerberatungsgesellschaften und Steuerberaternetzwerke ist dies mit erheblichem or-

ganisatorischem und finanziellem Aufwand verbunden. Insbesondere kleine und mittlere Kanzleien 

verfügen regelmäßig nicht über die personellen und organisatorischen Ressourcen, um die berufs-

rechtlichen, datenschutzrechtlichen und sonstigen Geheimhaltungsvorschriften verschiedener 

Drittstaaten fortlaufend zu überwachen und zu bewerten. 
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4. Gefahr unverhältnismäßiger Konsequenzen 
 

Kann ein Informationsaustausch aufgrund zwingender berufsrechtlicher oder gesetzlicher Vorga-

ben eines Drittstaates nicht erfolgen, dürfen daraus keine unangemessenen aufsichtsrechtlichen 

Nachteile entstehen. 

 

Der RTS sollte klarstellen, dass rechtlich zwingende Übermittlungsverbote anders zu behandeln 

sind als Fälle mangelnder Kooperation oder unzureichender Compliance. 

 

Unsere Änderungsvorschläge: 
 

Einfügen eines neuen Artikel 10 Absatz 3: 

 

„Die Einholung einer Einwilligung des Kunden oder wirtschaftlich Berechtigten entbindet nicht von 

der Prüfung, ob nach dem anwendbaren Berufsrecht oder sonstigen gesetzlichen Vorschriften wei-

terhin Beschränkungen der Informationsweitergabe bestehen.“ 

 

In Artikel 13 Absatz 2 sollte folgender Satz angefügt werden: 

 

„Die Verpflichtung zur Übermittlung oder Zugänglichmachung von Informationen besteht nicht, so-

weit die Übermittlung oder Zugänglichmachung nach dem Recht des betreffenden Drittstaates ver-

boten ist oder gegen dort geltende Berufsgeheimnisse, Verschwiegenheitspflichten oder sonstige 

gesetzliche Geheimhaltungspflichten verstoßen würde.“ 

 

Einfügen eines neuen Artikel 13 Absatz 3: 

 

„Die bloße Existenz eines rechtlichen Hindernisses im Drittstaat begründet keine Vermutung  

einer unzureichenden Umsetzung gruppenweiter AML/CFT-Maßnahmen, sofern das verpflichtete 

Unternehmen nachweisen kann, dass es alle angemessenen, verhältnismäßigen und rechtlich zu-

lässigen Maßnahmen zur Risikominderung ergriffen hat.“ 

 

Frage 6:  
Halten Sie den vorgeschlagenen Rahmen für zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen (Artikel 16 
des Entwurfs der RTS) für angemessen und in der Praxis umsetzbar, einschließlich der Ad-
ressaten von Aufsichtsentscheidungen und der Durchführbarkeit der Anwendung von Be-
schränkungen oder Schließungsmaßnahmen in grenzüberschreitenden Strukturen? Falls 
nein, erläutern Sie dies bitte. 
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Antwort der BStBK: 
 

Die BStBK hält den vorgeschlagenen Rahmen für zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen nur teilweise 

für angemessen und in der Praxis umsetzbar. 

 

Insbesondere für den steuerberatenden Berufsstand ergeben sich erhebliche praktische und recht-

liche Fragen hinsichtlich der Adressaten von Aufsichtsentscheidungen sowie der Durchführbarkeit 

von Beschränkungs- und Schließungsmaßnahmen in grenzüberschreitenden Netzwerken und ver-

gleichbaren Strukturen. 

 

1. Unklare Adressaten von Aufsichtsmaßnahmen 
 

Der RTS sieht vor, dass zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen gegenüber dem Mutterunternehmen 

oder anderen relevanten Einheiten einer Gruppe oder Struktur angeordnet werden können. 

 

Für den steuerberatenden Berufsstand ist jedoch häufig unklar, wer tatsächlich Adressat einer sol-

chen Maßnahme sein soll. Internationale Steuerberaternetzwerke bestehen regelmäßig aus recht-

lich selbstständigen Kanzleien, die weder konzernrechtlich verbunden sind noch einer gemeinsa-

men Leitung unterliegen. Die einzelnen Kanzleien bleiben eigenständige Verpflichtete i. S. d. Geld-

wäscherechts und unterliegen zugleich ihrer jeweiligen nationalen Berufsaufsicht. 

 

Der RTS sollte deshalb klarstellen, dass Aufsichtsmaßnahmen grundsätzlich gegenüber dem je-

weils verantwortlichen verpflichteten Unternehmen zu richten sind und nicht gegenüber Netz-

werkstrukturen, die selbst keine Verpflichteten sind. 

 

2. Begrenzte Durchsetzbarkeit in grenzüberschreitenden Netzwerken 
 

Die in Artikel 16 vorgesehenen Maßnahmen orientieren sich erkennbar an Konzernstrukturen mit 

hierarchischen Steuerungs- und Weisungsrechten. Steuerberaternetzwerke sind demgegenüber 

regelmäßig dezentral organisiert. 

 

Selbst wenn innerhalb eines Netzwerks gemeinsame Qualitätsstandards oder Compliance-Vorga-

ben bestehen, verfügen die Netzwerkorganisationen häufig nicht über die rechtliche Möglichkeit, 

einzelne Mitgliedskanzleien zu bestimmten Maßnahmen zu verpflichten. 
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Aufsichtsmaßnahmen, die auf der Annahme zentraler Durchsetzungsmöglichkeiten beruhen, kön-

nen daher in der Praxis ins Leere laufen. 

 

3. Spannungsverhältnis zur berufsrechtlichen Aufsicht 
 

Steuerberater und steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften unterliegen in Deutschland 

der Aufsicht der Steuerberaterkammern. 

 

Diese Aufsicht berücksichtigt die Besonderheiten der unabhängigen Berufsausübung gem. § 57 

Absatz 1 StBerG. 

 

Der RTS sollte vermeiden, dass zusätzliche geldwäscherechtliche Aufsichtsmaßnahmen faktisch 

zu einer Verlagerung berufsrechtlicher Verantwortung auf Netzwerkorganisationen oder Mutterun-

ternehmen führen. Die berufsrechtliche Eigenverantwortung des einzelnen Steuerberaters darf 

nicht durch aufsichtsrechtliche Konstruktionen unterlaufen werden. 

 

4. Praktische Probleme bei Beschränkungs- oder Schließungsmaßnahmen 
 

Besonders kritisch bewertet die BStBK die Möglichkeit von Beschränkungs- oder Schließungsmaß-

nahmen. 

 

Bei Kreditinstituten oder konzernverbundenen Finanzunternehmen können solche Maßnahmen 

u. U. gegenüber einzelnen Niederlassungen oder Tochtergesellschaften angeordnet werden. Bei 

Steuerberaternetzwerken stellt sich dagegen die Frage, welche Einheit konkret betroffen wäre und 

wie eine solche Maßnahme praktisch umgesetzt werden soll. Darüber hinaus könnten Beschrän-

kungen oder Schließungen erhebliche Auswirkungen auf die Betreuung von Mandanten und auf 

die Berufsausübung unabhängiger Steuerberater haben, die selbst keine Verstöße begangen ha-

ben. 

 

Der RTS sollte daher klarstellen, dass derartige Maßnahmen nur als letztes Mittel (ultima ratio) in 

Betracht kommen und stets dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unterliegen. 

 

Unsere Änderungsvorschläge: 
 

In Artikel 16 Absatz 1 sollte nach Satz 1 folgender Satz eingefügt werden: 
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„Zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen sind grundsätzlich gegenüber dem verpflichteten Unternehmen 

anzuordnen, das für die festgestellten Defizite verantwortlich ist.“ 

 

Weiterhin sollte folgender neuer Artikel 16 Abs. 1a eingefügt werden: 

 

„Die Zugehörigkeit zu einem Netzwerk, einer Partnerschaft oder einer sonstigen Struktur begründet 

für sich genommen keine Verantwortlichkeit für Verstöße anderer rechtlich selbstständiger ver-

pflichteter Unternehmen.“ 

 

In Artikel 16 Absatz 2 sollte folgender Satz ergänzt werden: 

 

„Bei der Anordnung zusätzlicher Aufsichtsmaßnahmen gegenüber Verpflichteten des Nichtfinanz-

sektors sind die berufsrechtliche Organisation, die Eigenverantwortlichkeit der Berufsträger und die 

tatsächlichen Einflussmöglichkeiten innerhalb der jeweiligen Struktur zu berücksichtigen.“ 

 

In Artikel 16 Absatz 3 sollte zudem folgender Unterabsatz angefügt werden: 

 

„Beschränkungs- oder Schließungsmaßnahmen dürfen nur angeordnet werden, wenn mildere 

Maßnahmen nicht ausreichen und die Maßnahme gegenüber dem betroffenen verpflichteten Un-

ternehmen verhältnismäßig ist.“ 

 

Frage 7:  
Halten Sie die in Abschnitt 5 genannten Kriterien für geeignet, um das Mutterunternehmen 
in der Union in Fällen zu ermitteln, in denen zwei oder mehr verpflichtete Unternehmen, die 
nicht in einem Mutter-Tochter-Verhältnis stehen, ihren Sitz außerhalb der Union haben? Hal-
ten Sie das Kriterium des Jahresumsatzes in Ihrem spezifischen Sektor für anwendbar? 
 

Antwort der BStBK: 
 

Die BStBK hält die in Abschnitt 5 vorgesehenen Kriterien nur teilweise für geeignet. 

 

Für den steuerberatenden Berufsstand hat diese Fragestellung zwar eine geringere praktische Re-

levanz als die Regelungen zum Informationsaustausch oder zur Erfassung von Netzwerken. Sie 

kann jedoch für internationale Steuerberaternetzwerke und grenzüberschreitend tätige BAGen Be-

deutung erlangen. 

 

Das Kriterium des Jahresumsatzes erscheint dabei nur eingeschränkt geeignet. 
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Internationale Steuerberaternetzwerke bestehen regelmäßig aus rechtlich selbstständigen Kanz-

leien und BAGen. Die wirtschaftlich größte Einheit verfügt nicht zwangsläufig über die größte 

AML/CFT-Fachkompetenz oder nimmt tatsächlich gruppenweite AML/CFT-Koordinierungsaufga-

ben wahr. 

 

Der Jahresumsatz lässt im steuerberatenden Berufsstand daher nur begrenzte Rückschlüsse auf 

die tatsächliche Eignung eines Unternehmens zur Wahrnehmung der Funktion eines Mutterunter-

nehmens in der Union zu. 

 

Aus Sicht der BStBK sollten deshalb funktionale Kriterien stärker berücksichtigt werden, insbeson-

dere die tatsächliche Wahrnehmung von AML/CFT-Koordinierungsaufgaben sowie das Vorhanden-

sein entsprechender personeller und organisatorischer Ressourcen. 

 

Darüber hinaus weist die BStBK darauf hin, dass die Frage der Bestimmung eines Mutterunter-

nehmens eng mit der vorgelagerten Frage verknüpft ist, welche Netzwerke und sonstigen Struktu-

ren überhaupt in den Anwendungsbereich des RTS fallen. Eine präzisere Abgrenzung dieser Struk-

turen würde zugleich die praktische Anwendung der Kriterien zur Bestimmung des Mutterunterneh-

mens erleichtern. 

 

Unsere Änderungsvorschläge: 
 

In Artikel 17 Absatz 1 sollte folgender Satz angefügt werden: 

 

„Bei der Bestimmung des Mutterunternehmens sind AML/CFT-bezogene Leitungs-, Kontroll- und 

Fachkompetenzen vorrangig gegenüber rein quantitativen Kriterien zu berücksichtigen.“ 

 

In Artikel 17 Absatz 2 sollte folgender Unterabsatz eingefügt werden: 

 

„Der Jahresumsatz darf nur subsidiär berücksichtigt werden, wenn die Anwendung der funktiona-

len Kriterien keine eindeutige Bestimmung des Mutterunternehmens ermöglicht.“ 

 

Frage 8:  
Halten Sie die in Artikel 21 aufgeführten Bedingungen für ausreichend klar und wirksam, 
um die Strukturen zu ermitteln, für die gruppenähnliche Anforderungen gelten sollen? Falls 
nein, erläutern Sie bitte. 
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Antwort der BStBK: 
 

Nein. Die BStBK hält die in Artikel 21 vorgesehenen Voraussetzungen weder für hinreichend klar 

noch für ausreichend trennscharf, um diejenigen Strukturen zu identifizieren, für die gruppenähnli-

che AML/CFT-Anforderungen sachgerecht sind. 

 

Insbesondere für den steuerberatenden Berufsstand besteht die Gefahr, dass eine Vielzahl von 

Kooperations- und Netzwerkstrukturen erfasst wird, obwohl diese weder rechtlich noch tatsächlich 

mit Unternehmensgruppen vergleichbar sind. 

 

1. Zu weite Erfassung von Netzwerken und Kooperationsstrukturen 
 

Artikel 21 erweitert den Anwendungsbereich gruppenweiter Anforderungen ausdrücklich auf Netz-

werke, Partnerschaften und sonstige Strukturen. Die hierfür maßgeblichen Kriterien – insbeson-

dere gemeinsame Leitung, gemeinsame Eigentümerschaft oder gemeinsame Compliance-Kon-

trolle – sind jedoch sehr weit gefasst. 

 

Im steuerberatenden Berufsstand bestehen zahlreiche Formen der Zusammenarbeit, beispiels-

weise: 

 

• nationale und internationale Steuerberaternetzwerke, 

• multidisziplinäre Kooperationen, 

• Qualitätssicherungsverbünde, 

• gemeinsame Fortbildungs- und Wissensplattformen, 

• gemeinsame IT- und Organisationsstrukturen, 

• gemeinsame Markenauftritte. 

 

Diese Strukturen dienen regelmäßig der fachlichen Zusammenarbeit und Qualitätssicherung. Sie 

begründen jedoch keine konzernähnliche Beherrschungs- oder Weisungsstruktur. Dennoch be-

steht die Gefahr, dass sie nach Artikel 21 als gruppenähnliche Struktur eingeordnet werden. 

 

2. Unklare Abgrenzung der gemeinsamen Compliance-Kontrolle 
 

Besonders problematisch ist die Verknüpfung mit dem Begriff der gemeinsamen Compliance-Kon-

trolle. 
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Nach dem RTS kann bereits das Vorliegen gemeinsamer Compliance-Strukturen für die Anwen-

dung gruppenweiter Anforderungen relevant sein. Gerade im steuerberatenden Berufsstand exis-

tieren häufig gemeinsame Qualitätsstandards, interne Richtlinien oder Qualitätssicherungsmaß-

nahmen. 

 

Diese dienen jedoch nicht der zentralen Steuerung der einzelnen Kanzleien, sondern der Siche-

rung fachlicher Standards. Die derzeitige Fassung lässt nicht ausreichend erkennen, wann eine 

solche Zusammenarbeit in eine gemeinsame Compliance-Kontrolle umschlägt. 

 

3. Spannungsverhältnis zum Berufsrecht 
 

Die Regelungen berücksichtigen aus Sicht der BStBK nicht ausreichend die Besonderheiten des 

steuerberatenden Berufsrechts. 

 

Steuerberater üben ihren Beruf gem. § 57 Abs. 1 StBerG unabhängig, eigenverantwortlich, gewis-

senhaft und verschwiegen aus. Auch innerhalb von Netzwerken oder Kooperationen bleibt die Ver-

antwortung für die Mandatsbearbeitung und die Einhaltung berufsrechtlicher Pflichten grundsätz-

lich beim einzelnen Berufsträger oder bei der jeweiligen BAG. Die bloße Zugehörigkeit zu einem 

Netzwerk rechtfertigt daher nicht die Gleichstellung mit einer Unternehmensgruppe. 

 

4. Gefahr unverhältnismäßiger Folgewirkungen 
 

Die Einordnung als gruppenähnliche Struktur löst umfangreiche Rechtsfolgen aus, insbesondere: 

 

• gruppenweite AML/CFT-Richtlinien, 

• gruppenweite Risikobewertungen, 

• gruppenweiten Informationsaustausch, 

• Bestimmung eines Mutterunternehmens, 

• zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen. 

 

Angesichts dieser weitreichenden Folgen sind präzisere Abgrenzungskriterien erforderlich. 

 

Unsere Änderungsvorschläge: 
 

In Artikel 21 Absatz 1 sollte folgender Satz angefügt werden: 
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„Die Anwendung gruppenweiter Anforderungen auf andere Strukturen als Gruppen setzt voraus, 

dass die betreffende Struktur über eine tatsächliche und durchsetzbare Befugnis verfügt, 

AML/CFT-bezogene Entscheidungen der beteiligten verpflichteten Unternehmen verbindlich zu 

steuern oder deren Umsetzung durchzusetzen.“ 

 

Zudem sollte in Artikel 21 folgender Absatz 2 eingefügt werden: 

 

„Die bloße Nutzung gemeinsamer Qualitätsstandards, Fortbildungsangebote, technischer Sys-

teme, organisatorischer Unterstützungsleistungen, gemeinsamer Marken oder gemeinsamer Au-

ßendarstellung begründet für sich genommen keine Struktur i. S. dieses Artikels.“ 

 

sowie folgender Absatz 3 neu eingefügt werden: 

 

„Netzwerke rechts- und steuerberatender Berufe gelten nicht als Struktur i. S. dieses Artikels, so-

fern keine tatsächliche AML/CFT-bezogene Leitungs-, Kontroll- oder Weisungsbefugnis gegenüber 

den beteiligten verpflichteten Unternehmen besteht.“ 

 

Frage 9:  
Sehen Sie rechtliche oder operative Herausforderungen bei der Umsetzung der in diesen 
RTS und insbesondere in Artikel 21 aufgeführten Bestimmungen für die oben genannten 
Strukturen? Wenn ja, beschreiben Sie bitte die Herausforderungen und nennen Sie prakti-
sche Beispiele. 
 

Antwort der BStBK: 
 

Ja. Die BStBK sieht erhebliche rechtliche und operative Herausforderungen bei der Umsetzung 

der vorgesehenen gruppenähnlichen Anforderungen auf Netzwerke, Partnerschaften und ver-

gleichbare Strukturen. 

 

Dies gilt insbesondere für den steuerberatenden Berufsstand, dessen Organisationsstrukturen re-

gelmäßig nicht mit klassischen Unternehmensgruppen vergleichbar sind. 

 

1. Unklare Verantwortlichkeiten innerhalb von Netzwerken 
 

Internationale und nationale Steuerberaternetzwerke bestehen regelmäßig aus rechtlich selbst-

ständigen Steuerberatern und BAGen. Selbst wenn gemeinsame Qualitätsstandards, Fortbil-

dungsangebote oder organisatorische Unterstützungsleistungen bestehen, bleibt die Verant-



 

20 
 

wortung für die Einhaltung geldwäscherechtlicher Pflichten grundsätzlich bei dem jeweiligen Ver-

pflichteten. 

 

Die Anwendung gruppenähnlicher Anforderungen wirft daher die praktische Frage auf, wer inner-

halb eines Netzwerks verantwortlich ist für: 

 

• die Erstellung einer gruppenweiten Risikoanalyse, 

• die Einführung gruppenweiter AML/CFT-Richtlinien, 

• die Überwachung ihrer Einhaltung, 

• die Kommunikation mit den Aufsichtsbehörden, 

• die Behebung festgestellter Mängel. 

 

Der RTS enthält hierzu keine ausreichenden Vorgaben. 

 

2. Spannungsverhältnis zur berufsrechtlichen Eigenverantwortung 
 

Gemäß § 57 Abs. 1 StBerG üben Steuerberater ihren Beruf unabhängig, eigenverantwortlich, ge-

wissenhaft und verschwiegen aus. Auch bei Zugehörigkeit zu einem Netzwerk verbleibt die Verant-

wortung für die Mandatsbearbeitung und die Einhaltung gesetzlicher Pflichten grundsätzlich beim 

einzelnen Steuerberater oder bei der jeweiligen BAG. 

 

Gruppenähnliche Anforderungen können daher zu Unsicherheiten hinsichtlich der Verantwortungs-

verteilung führen, wenn zentrale Stellen innerhalb eines Netzwerks AML/CFT-Aufgaben koordinie-

ren oder überwachen sollen. 

 

3. Herausforderungen beim Informationsaustausch 
 

Die Umsetzung gruppenweiter AML/CFT-Anforderungen setzt regelmäßig den Austausch von In-

formationen voraus. Dabei können Konflikte mit den berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten 

gem. § 57 Abs. 1 StBerG sowie mit sonstigen Geheimhaltungspflichten entstehen. 

 

In der Praxis wird häufig unklar sein, 

 

• welche Informationen innerhalb eines Netzwerks weitergegeben werden dürfen, 

• wer Zugriff auf diese Informationen erhalten darf und 
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• wie die Einhaltung berufsrechtlicher Anforderungen sichergestellt werden kann. 

 

4. Organisatorischer und administrativer Aufwand 
 

Die Einführung gruppenähnlicher AML/CFT-Strukturen würde für viele Steuerberaternetzwerke zu-

sätzliche organisatorische Anforderungen mit sich bringen. 

 

Hierzu zählen insbesondere: 

 

• die Abstimmung gemeinsamer Verfahren, 

• die Durchführung gemeinsamer Risikobewertungen, 

• die Einrichtung von Berichtswegen, 

• zusätzliche Dokumentationspflichten, 

• regelmäßige Abstimmungs- und Kontrollprozesse. 

 

Insbesondere kleinere und mittlere Kanzleien könnten hierdurch unverhältnismäßig belastet wer-

den. 

 

5. Herausforderungen für die Aufsicht 
 

Auch für die StBKn ergeben sich praktische Fragen. 

 

Insbesondere kann unklar sein, 

 

• welche Einheit innerhalb einer Struktur Gegenstand aufsichtsrechtlicher Maßnahmen ist, 

• wer für Verstöße verantwortlich gemacht werden kann, 

• welche Informationen von Netzwerkorganisationen angefordert werden dürfen und 

• wie gruppenähnliche Anforderungen bei rechtlich selbstständigen Berufsträgern effektiv über-

wacht werden können. 

 

Praktische Beispiele 

 

• Mehrere rechtlich selbstständige steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften nutzen ge-

meinsame IT-Systeme und Fortbildungsangebote. Es ist unklar, wer für die Erstellung einer 

gruppenweiten Risikoanalyse verantwortlich sein soll. 
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• Ein internationales Steuerberaternetzwerk verfügt über gemeinsame Qualitätsstandards, jedoch 

über keine Möglichkeit, AML/CFT-Maßnahmen gegenüber seinen Mitgliedern verbindlich durch-

zusetzen. 

• Eine Netzwerkorganisation wird von der Aufsicht als zentrale Ansprechstelle angesehen, verfügt 

jedoch weder über Mandantendaten noch über Befugnisse zur Durchsetzung gruppenweiter 

Maßnahmen. 

 

Frage 10:  
Halten Sie die in Artikel 22 aufgeführten Kriterien für wirksam, um das Mutterunternehmen 
in der Union in Fällen zu ermitteln, in denen zwei oder mehr verpflichtete Unternehmen Teil 
der oben genannten Strukturen sind? Falls nein, erläutern Sie dies bitte und nennen Sie 
praktische Beispiele. 
 

Antwort der BStBK: 
 

Die BStBK hält die in Artikel 22 vorgesehenen Kriterien nur eingeschränkt für wirksam. 

 

Die Kriterien setzen voraus, dass innerhalb der betreffenden Struktur ein Unternehmen identifiziert 

werden kann, das tatsächlich eine zentrale Leitungs-, Kontroll- oder Koordinierungsfunktion wahr-

nimmt. Diese Annahme trifft auf viele Strukturen des steuerberatenden Berufsstands jedoch nicht 

zu. 

 

Internationale und nationale Steuerberaternetzwerke bestehen regelmäßig aus rechtlich selbst-

ständigen Steuerberatern und steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften. Auch wenn ge-

meinsame Qualitätsstandards, Fortbildungsangebote, IT-Systeme, Marken oder sonstige organi-

satorische Unterstützungsleistungen bestehen, verfügen diese Strukturen häufig nicht über ein Un-

ternehmen, das funktional einem Mutterunternehmen vergleichbar wäre. 

 

Die einzelnen Steuerberater und BAGen bleiben vielmehr gem. § 57 Abs. 1 StBerG für die Einhal-

tung ihrer berufsrechtlichen und geldwäscherechtlichen Pflichten eigenverantwortlich. 

 

Vor diesem Hintergrund besteht die Gefahr, dass die Kriterien des Artikel 22 zu einer künstlichen 

Bestimmung eines Mutterunternehmens führen, obwohl innerhalb der betreffenden Struktur tat-

sächlich keine zentrale AML/CFT-Steuerung existiert. Dies kann insbesondere dann problematisch 

sein, wenn das bestimmte Unternehmen weder über Weisungsrechte noch über ausreichende In-

formationen verfügt, um die ihm zugewiesenen Aufgaben tatsächlich wahrzunehmen. 
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Praktische Beispiele 

 

• Ein internationales Steuerberaternetzwerk besteht aus mehreren rechtlich selbstständigen Mit-

gliedskanzleien innerhalb der Europäischen Union. Keine der Kanzleien verfügt über Wei-

sungs- oder Kontrollrechte gegenüber den übrigen Mitgliedern. Gleichwohl müsste nach Arti-

kel 22 ein Mutterunternehmen bestimmt werden. 

• Eine Netzwerkorganisation koordiniert gemeinsame Qualitätsstandards und Fortbildungsmaß-

nahmen, verfügt jedoch weder über Mandantendaten noch über die Befugnis, AML/CFT-Maß-

nahmen gegenüber den Mitgliedskanzleien durchzusetzen. 

• Mehrere steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften nutzen gemeinsame Compliance-

Standards und IT-Systeme, führen ihre Risikoanalysen und geldwäscherechtlichen Verfahren 

jedoch eigenständig durch. Auch hier ist nicht erkennbar, welches Unternehmen die Funktion 

eines Mutterunternehmens sachgerecht wahrnehmen könnte. 

 

Unser Änderungsvorschlag: 
 

Artikel 22 sollte um folgenden Absatz ergänzt werden: 

 

„Die Bestimmung eines Mutterunternehmens setzt voraus, dass das betreffende Unternehmen tat-

sächlich AML/CFT-bezogene Leitungs-, Koordinierungs- oder Kontrollfunktionen gegenüber den 

übrigen verpflichteten Unternehmen der Struktur wahrnimmt.“ 

 

Alternativ sollte in den Erwägungsgründen klargestellt werden: 

 

„Kann innerhalb einer Struktur gem. Artikel 21 kein Unternehmen identifiziert werden, das tatsäch-

lich AML/CFT-bezogene Leitungs-, Koordinierungs- oder Kontrollfunktionen ausübt, besteht keine 

Verpflichtung zur Bestimmung eines Mutterunternehmens.“ 

 

Begründung des Änderungsvorschlags 
 

Die vorgeschlagene Klarstellung trägt den Besonderheiten von Steuerberaternetzwerken und an-

deren berufsrechtlich geprägten Kooperationsstrukturen Rechnung. Sie verhindert, dass Unterneh-

men allein aufgrund formaler Kriterien als Mutterunternehmen bestimmt werden, obwohl sie weder 

über entsprechende Befugnisse noch über die tatsächliche Möglichkeit verfügen, gruppenweite 
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AML/CFT-Aufgaben wahrzunehmen. Zugleich bleibt gewährleistet, dass dort, wo tatsächlich eine 

zentrale AML/CFT-Steuerung besteht, ein Mutterunternehmen bestimmt werden kann. 

 

Ft 


